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Rülke: Die Haupt- und Werkrealschulen haben eine Zukunftsperspektive
verdient

Anlässlich der Ersten Beratung des liberalen Gesetzentwurfs zur Beruflichen Realschule erläuterte der
Vorsitzende der FDP/DVP-Landtagsfraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke, was seine Fraktion zur
Einbringung des Gesetzentwurfs veranlasst hat. Rülke:  

„Die Zahl der Haupt- und Werkrealschulen in den vergangenen zehn Jahren nahezu halbiert. Die
überstürzte und unvorbereitete Abschaffung der verbindlichen Grundschulempfehlung hat durch die
ehemalige grün-rote Landesregierung hat die ohnehin schwierige Situation zahlreicher Haupt-
/Werkrealschule erheblich verschärft. Aber auch von der derzeitigen grün-schwarzen Landesregierung
kann die Haupt-/Werkrealschule keine echte Unterstützung erwarten. So schafft die Landesregierung
die Kooperationsklassen Haupt-/Werkrealschulen – Berufliche Schulen für Schüler mit gefährdetem
Hauptschulabschluss ab. Und die Hauptschullehrkräfte, die an ihren angestammten Schulen bleiben
wollen, hat die Regierung bei ihrem Aufstiegs- und Beförderungsprogramm komplett außen vor
gelassen. Erst nach viel Kritik aus Opposition und Verbänden kündigte die Kultusministerin nun eine
Nachbesserung an. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wollen wir das berufspraktische Profil der
Haupt-/Werkrealschulen durch eine enge Anbindung an unsere erfolgreichen Beruflichen Schulen
stärken. Bereits in unserem Konzept für einen stabilen Schulfrieden aus dem Jahr 2014 haben wir eine
solche Forderung erhoben und damit an ein Konzept der ehemaligen christlich-liberalen Koalition
angeknüpft. Um das besondere Profil der Schulart deutlich zu machen, soll sie den Namen ‚Berufliche
Realschule‘ erhalten. Im Sinne einer Differenzierung  soll die bisherige Realschule zukünftig den
Namen ‚Allgemeinbildende Realschule‘ tragen.“

Rülke stellte die Eckpunkte des Gesetzentwurfs vor: „Konkret besuchen die Schüler der Beruflichen
Realschule ab Klasse 7 an einem Tag in der Woche eine berufliche Schule und werden dann dort in
den Fächern ‚Wirtschaft, Berufs- und Studienorientierung‘‚ Technik‘ und ‚Alltagskultur, Ernährung,
Soziales‘ unterrichtet. In der Klasse 10 der Beruflichen Realschulen besuchen die Schüler an zwei
Tagen in der Woche die Berufsfachschulen. Wenn ein entsprechendes Angebot besteht und Schüler
bereits einen Ausbildungsvertrag unterzeichnet haben, ist auch ein Besuch einer Berufsschule
möglich. Der Unterricht an den Beruflichen Schulen kann auch in Blockform organisiert werden. Erteilt
wird er sowohl von Lehrkräften der Beruflichen Schulen als auch von Haupt-/Werkrealschullehrkräften.
Dies soll dann mit dem schon erwähnten Aufstiegs- und Beförderungsprogramm verknüpft werden.
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Das Konzept kann selbstverständlich auch in der Vorbereitung auf den Hauptschulabschluss an den
Allgemeinbildenden Realschulen umgesetzt werden. Im Rahmen eines Modellversuchs sollen die
Schüler der bisherigen Haupt-/Werkrealschulen auch bereits nach Klasse 7 oder nach Klasse 8
gänzlich an die Beruflichen Schulen wechseln können.“

Durch den Berufsschultag stünden laut Rülke für die Klassen 7 bis 10 insgesamt 40 Wochenstunden
zur Verfügung und somit ein erhebliches Mehr an Zeit für Fachunterricht und Betriebspraktika.
„Gegenfinanzieren wollen wir unseren Vorschlag durch die Anhebung des Klassenteilers an den
Gemeinschaftsschulen. Da die Gemeinschaftsschule als einzige weiterführende Schule über das
Privileg eines Klassenteilers von 28 Schülern verfügt, würde hierdurch auch eine Gerechtigkeitslücke
geschlossen. Gleichzeitig hält die FDP/DVP Fraktion an ihrem grundsätzlichen Ziel eines Klassenteilers
von 28 Schülerinnen und Schülern für alle Schulen fest.“

Schließlich bedankte sich Rülke bei den 17 Verbänden und Institutionen, die sich an der  Anhörung
beteiligt hätten. „Von den 17 Stellungnahmen haben sich acht positiv oder grundsätzlich positiv zum
Gesetzentwurf geäußert, fünf lehnen ihn ab, eine Stellungnahme enthielt keine grundsätzliche
Bewertung, und drei enthielten sich insgesamt einer Stellungnahme. Unter den positiven oder
grundsätzlich positiven Bewertungen finden sich Städtetag und Gemeindetag, Arbeitgeber,
Handwerkstag, die IHK Stuttgart und die im Beamtenbund vertretenen Lehrerverbände. Der
Berufsschullehrerverband (BLV), der Verband Bildung und Erziehung (VBE) und der
Realschullehrerverband (RLV) hatten sich auch bereits zur Vorstellung des Gesetzentwurfs
grundsätzlich positiv geäußert. Angesichts dieser Resonanz hoffen wir, mit unserem Gesetzentwurf
einen Anstoß zur Diskussion zu geben, den die Landesregierung nicht ignorieren kann.“

Link zum Gesetzentwurf:
https://fdp-landtag-bw.de/downloads/berufliche-realschule.pdf
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